








































































































































Tipps und 
Ratschläge
•	 Steuererleichterungen
•	 Finanzierungshilfen
•	 Zuständige	Stellen	für	Finanzhilfen	zur	

Erhaltung	denkmalwürdiger	Gebäude
•	 Rechtliche	Hinweise	zu	einer	erhaltungsfreund-	

lichen	Ortsentwicklung
•	 Möglichkeiten	für	eine	erhaltungsfreundliche	

Ortsentwicklung

Die Erhaltung historischer Bausubstanz in 
unseren Dörfern wird durch zahlreiche Finanzie­
rungshilfen erleichtert; das gleiche gilt für die Ver­
besserung öffentlicher Einrichtungen. Da die Erhal­
tung historischer Gebäude und Anlagen nicht nur 
eine denkmalpflegerische, sondern zugleich eine 
städtebauliche, strukturpolitische oder wohnungs­
wirtschaftliche Aufgabe ist und denkmalpflegerisch 
bedingte Mehraufwendungen bei der Sanierung  
historischer Bauten in der Praxis oft nicht anfallen, 
sollte vor Inanspruchnahme denkmalpflegerischer  
Zuschüsse zunächst an allgemeine Förderungspro­
gramme gedacht werden.

Bei privaten Bauten sind indirekte Finanzie­
rungshilfen durch Geltendmachung steuerlicher  
Vorteile oft wirkungsvoller und effektiver als die  
Inanspruchnahme direkter öffentlicher Förderun­ 
gen.

Während die Bewilligung von Finanzierungs­
hilfen durch die öffentliche Hand in der Regel auf 
freiwilliger Grundlage erfolgt, besteht auf die  
Gewährung steuerlicher Vorteile ein Rechtsan ­ 
spruch des Bürgers.

Steuererleichterungen
Text: Reinhild Leins, Stand 2011

1. Erleichterungen bei der Einkommensteuer
1.1 Erhöhte Absetzungen bei Baudenkmalen
Bei einem inländischen Baudenkmal kann der Eigentümer nach § 7i Einkom-
menssteuergesetz (EStG) von den Herstellungskosten für Baumaßnahmen unter 
folgenden Voraussetzungen erhöhte Absetzungen vornehmen:
• die Baumaßnahmen müssen nach Art und Umfang zur Erhaltung des Gebäu-

des als Baudenkmal oder zu seiner sinnvollen Nutzung erforderlich sein, 
• die Maßnahmen müssen vor Beginn mit der zuständigen Denkmalschutzbe-

hörde abgestimmt sein, 
• die Notwendigkeit und abstimmungsgemäße Durchführung der Baumaßnah-

men und die dafür angefallenen Aufwendungen müssen durch eine Bescheini-
gung der zuständigen Denkmalschutzbehörde nachgewiesen werden. 

Herstellungskosten liegen vor, wenn ein Gebäude in seiner Substanz vermehrt 
oder gegenüber seinem bisherigen Zustand erheblich verbessert oder seine 
nutzbare Fläche vergrößert wird oder wenn nachträglich bisher nicht vor-
handene Bestandteile eingebaut werden. Auch Erhaltungsaufwendungen, die 
innerhalb von drei Jahren nach der Anschaffung anfallen und 15 Prozent der 
Anschaffungskosten übersteigen, werden nach § 6 Abs. 1a EStG als „anschaf-
fungsnahe Herstellungskosten“ behandelt.
Anschaffungskosten für ein Baudenkmal sind nur begünstigt, soweit sie auf nach 
Abschluss des Kaufvertrages oder eines gleichstehenden Rechtsakts durchgeführ-
te Baumaßnahmen entfallen, die die o. g. Voraussetzungen erfüllen.
Sinnvoll ist eine Nutzung, wenn sie eine möglichst weitgehende Erhaltung 
der Substanz auf Dauer gewährleistet, also denkmalpflegerisch vertretbar und 
wünschenswert ist. Dabei ist auch der wirtschaftliche Aspekt der Nutzung zu 
berücksichtigen. Luxusaufwendungen, also Ausstattungen und Materialien, die 
nicht durch die Eigenart des Baudenkmals zwingend gefordert oder für die sinn-
volle Nutzung erforderlich sind, werden nicht anerkannt. 
Bei einem Gebäude oder Gebäudeteil, das selbst kein Baudenkmal, aber Teil 
einer denkmalgeschützten Gebäudegruppe oder Gesamtanlage (Ensemble, 
Denkmalbereich) ist, sind nur Baumaßnahmen begünstigt, die nach Art und 
Umfang zur Erhaltung des schützenswerten äußeren Erscheinungsbildes der 
Gesamtanlage erforderlich sind, nicht aber Aufwendungen für die sinnvolle 
Nutzung des Gebäudes. Die „Bescheinigungsbehörde“ hat darüber zu ent-
scheiden, ob das Gebäude oder der Gebäudeteil Baudenkmal oder Teil einer 
Gesamtanlage ist, ob die beabsichtigten und durchgeführten Arbeiten denkmal-
pflegerisch erforderlich waren und die Nutzung der Erhaltung der schützenswer-
ten Substanz des Gebäudes auf Dauer gewährleisten. Die Finanzverwaltung 
entscheidet, ob im Einzelfall die Arbeiten als „Herstellen“ oder „Erhalten“ im 
steuerrechtlichen Sinn anzusehen sind und bei welcher Einkunftsart und ab 
wann die erhöhten Absetzungen erfolgen können. Zuschüsse mindern die be-
günstigten Aufwendungen.
Die erhöhten Absetzungen betragen – statt einer normalen Absetzung für Abnut-
zung (AfA) gemäß § 7 Abs. 4 EStG von 2, 2,5, oder 3 Prozent (je nach Alter 
und Nutzung des Gebäudes) – im Jahr der Beendigung der Baumaßnahme und 
in den folgenden 7 Jahren 9 Prozent und in den folgenden 4 Jahren jeweils 7 
Prozent der Herstellungskosten.
Die erhöhten Absetzungen stellen eine wertvolle Finanzierungshilfe für den 
Eigentümer dar. Die Begünstigung von nach Erwerb des Baudenkmals ge-
tätigten Aufwendungen erweist sich bei einem in schlechtem Zustand befindli-
chen Baudenkmal als besonders vorteilhaft. Sie entfallen, wenn das Gebäude 
während des Abschreibungszeitraums veräußert wird oder seine Denkmaleigen-
schaft verliert.

1.2 Zeitliche Verteilung von Erhaltungsaufwand
Sind die Aufwendungen für Instandsetzungs- und Modernisierungsmaßnahmen 
im Sinne von § 7i EStG steuerlich als Erhaltungsaufwand anzusehen, so können 
diese – statt des sofortigen Abzugs in voller Höhe – gleichmäßig auf zwei bis 
fünf Jahre verteilt werden. Wegen der Einkommensteuerprogression kann ein sol-
ches Wahlrecht vor allem bei schwankender Einkommenshöhe vorteilhaft sein.



1.3 Das eigenbewohnte Baudenkmal
Die steuerliche Abschreibung von Herstellungskosten und der Abzug von Er-
haltungsaufwendungen sind nur möglich, soweit das Gebäude vermietet oder 
verpachtet oder zu betrieblichen Zwecken genutzt und daraus Einkünfte erzielt 
werden. Erforderliche Herstellungskosten und Erhaltungsaufwendungen für die eige-
ne Wohnung in einem Baudenkmal oder in einem zu einer geschützten Gebäude-
gruppe gehörenden Gebäude, welche die Voraussetzungen der §§ 7i bzw. 11b 
EStG erfüllen, können dagegen nach § 10f EStG wie Sonderausgaben abgezo-
gen werden, und zwar 10 Jahre lang mit 9 Prozent des begünstigten Aufwands, 
insgesamt also zu 90 Prozent.
Es gilt jedoch eine Begrenzung auf ein Objekt je Steuerpflichtigen, bzw. zwei bei 
Ehegatten (lebenslang).
Besondere Regelungen gelten für selbstgenutzte Eigentümer- oder Altenteiler-
wohnungen in einem Baudenkmal, das bereits im Jahr 1986 zu einem land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieb gehörte: Sie können über den 31.12.1998 hinaus im 
Betriebsvermögen verbleiben und mit ihrem Nutzungswert (Bruttomietverfahren) be-
steuert werden. Auf solche Wohnungen sind die §§ 7i und 11b EStG anwendbar. 

1.4 Schutzwürdige Kulturgüter, die weder zur Einkunftserzielung noch zu eigenen 
Wohnzwecken genutzt werden.
§ 10g EStG ermöglicht für Herstellungs- und Erhaltungsaufwendungen einen Abzug 
wie Sonderausgaben für folgende, zum Privatvermögen und zu keiner Einkunftsart 
gehörenden Kulturgüter:
• Baudenkmale bzw. Gebäude einer geschützten Gebäudegruppe
• gärtnerische, bauliche und sonstige Anlagen (z. B. historische Gärten und Parks, 

Brücken, Befestigungen, Ruinen, Bodendenkmäler u. a.) 
• Mobiliar, Kunstgegenstände, wissenschaftliche Sammlungen, Bibliotheken und 

Archive, wenn sie mindestens in zwanzigjährigem Familienbesitz oder in das 
Verzeichnis national wertvollen Kulturguts bzw. national wertvoller Archive ein-
getragen sind. 

Voraussetzungen sind 
• die Zugänglichkeit für die wissenschaftliche Forschung oder die Öffentlichkeit im 

zumutbaren Umfang,
• die Unterschutzstellung vor Beginn der Maßnahmen,
• die Erforderlichkeit der Maßnahmen,
• die vorherige Abstimmung mit der zuständigen Bescheinigungsbehörde,
• die Bescheinigung der zuständigen Stelle zur Vorlage beim Finanzamt.
Zuschüsse mindern den begünstigten Aufwand. 
Der Abzug beträgt – wie bei der Vergünstigung nach § 10f EStG – jährlich 9 Pro-
zent der begünstigten Aufwendungen über einen Zeitraum von 10 Jahren. Etwaige 
Einnahmen (z. B. aus Eintrittsgeldern) sind mit den Abzugsbeträgen zu verrechnen.
Für die einzelnen Gruppen von Kulturgütern können verschiedene Behörden 
bescheinigungsberechtigt sein. Das Bundesfinanzministerium veröffentlicht in un-
regelmäßigen Abständen eine Liste der zuständigen Bescheinigungsbehörden (z. 
B. BMF-Schreiben vom 6. Januar 2009 - IV C 1 - S 2198-b/08/10002. Zum 
Thema Steuervorteile wird auch verwiesen auf Band 59 der Schriftenreihe des 
Deutschen Nationalkomitees für Denkmalschutz: Denkmäler im Privateigentum – 
Hilfe durch Steuererleichterungen, Neuauflage 2012).

2. Berücksichtigung bei der Erbschaft- und Schenkungsteuer
Nach § 13 Abs. 1 Nr. 2 des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes vom 
27.02.1997 (Bundesgesetzblatt I, S. 378) in der Fassung des Artikels 6 des 
Gesetzes vom 22.12.2009 (BGBl. I S. 3950) bleiben steuerfrei:
• Kunstgegenstände, Kunstsammlungen, wissenschaftliche Sammlungen, Biblio-

theken und Archive mit 60 Prozent ihres Wertes,
• Grundbesitz oder Teile von Grundbesitz mit 85 Prozent ihres Wertes, 
wenn die Erhaltung dieser Gegenstände wegen ihrer Bedeutung für Kunst, Ge-
schichte oder Wissenschaft im öffentlichen Interesse liegt, die jährlichen Kosten in 
der Regel die erzielten Einnahmen übersteigen und die Gegenstände in einem den 
Verhältnissen entsprechenden Umfang den Zwecken der Forschung oder der Volks-
bildung nutzbar gemacht sind oder werden. 
Ist der Steuerpflichtige bereit, die begünstigten Gegenstände den geltenden Be-
stimmungen der Denkmalpflege zu unterstellen und befanden sie sich seit mehr als 
20 Jahren im Familienbesitz oder sind in das Verzeichnis national wertvollen Kultur-

gutes oder national wertvoller Archive nach dem Gesetz zum Schutz deutschen 
Kulturgutes gegen Abwanderung (Kulturgutschutzgesetz) eingetragen, so sind sie zu 
100 Prozent befreit.
Die Steuerbefreiung fällt mit Wirkung für die Vergangenheit weg, wenn die Gegen-
stände innerhalb von zehn Jahren nach dem Erwerb veräußert werden oder die 
Voraussetzungen für die Steuerbefreiung innerhalb dieses Zeitraums entfallen. 
Verbindlichkeiten im wirtschaftlichen Zusammenhang mit ganz oder teilweise 
steuerfreien Vermögenswerten sind nicht bzw. nur teilweise abzugsfähig. Es be-
steht jedoch ein Wahlrecht, auf die Steuerfreiheit zu verzichten und den vollen 
Schuldabzug geltend zu machen (§ 13 Abs. 3 ErbStG). Die Erbschaftsteuerricht-
linien sehen außerdem für Schlösser, Burgen und Herrenhäuser, den Abzug einer 
„denkmalpflegerischen Überlast“ als Ausgleich dafür vor, dass die Erhaltungslasten 
solcher Objekte regelmäßig in keinem Verhältnis zu ihrem Wert stehen. Der Abzug 
kommt allerdings auch nur in Betracht, soweit keine Steuerbefreiung gegeben ist 
oder auf die Steuerbefreiung verzichtet worden ist.

3. Erlass der Grundsteuer
Nach § 32 des Grundsteuergesetzes vom 07.08.1973 (Bundesgesetzblatt I, S. 
965) ist die Grundsteuer zu erlassen:
für Grundbesitz oder Teile von Grundbesitz, dessen Erhaltung wegen seiner 
Bedeutung für Kunst, Geschichte, Wissenschaft oder Naturschutz im öffentlichen 
Interesse liegt, wenn die erzielten Einnahmen und die sonstigen Vorteile (Rohertrag) 
in der Regel unter den jährlichen Kosten liegen. Bei Park- oder Gartenanlagen von 
geschichtlichem Wert ist der Erlass von der weiteren Voraussetzung abhängig, 
dass sie in dem billigerweise zu fordernden Umfang der Öffentlichkeit zugänglich 
gemacht werden.
Für Grundstücke, in deren Gebäuden wissenschaftliche oder Kunstsammlungen 
oder Bibliotheken der Volksbildung oder der Forschung nutzbar gemacht werden 
(Museen) und deren Rohertrag deshalb gemindert ist, ist die Grundsteuer teilweise 
zu erlassen. Der Teil der zu erlassenden Grundsteuer richtet sich danach, inwieweit 
der Rohertrag solcher Gebäude gegenüber einer kommerziellen Nutzung gemin-
dert ist.
Voraussetzung ist, dass die wissenschaftliche, künstlerische oder geschichtliche 
Bedeutung der untergebrachten Gegenstände durch die Landesregierung oder die 
von ihr beauftragte Stelle anerkannt ist.
Die Grundsteuer wird nur auf Antrag erlassen, der bis spätestens 31. März des 
folgenden Jahres mit Nachweisen bei der zuständigen Gemeindeverwaltung einzu-
reichen ist (§ 34 GrStG). 

4. Umsatzsteuerbefreiung
Umsätze von Denkmälern der Bau- und Gartenbaukunst sind, wenn sie als Ein-
richtungen des Bundes, der Länder, der Gemeinden oder der Gemeindeverbände 
betrieben werden, von der Umsatzsteuer befreit. Diese Befreiung gilt aber auch für 
private Unternehmen, wenn die zuständige Landesbehörde bescheinigt, dass sie 
die gleichen kulturellen Aufgaben wie die in Satz 1 bezeichneten Einrichtungen 
erfüllen.
Nach dem Anwendungserlass zum Umsatzsteuergesetz zielt die Steuerbefreiung 
auf die anlässlich des Besichtigungsbetriebs oder von kulturellen Veranstaltungen 
in/auf den denkmalgeschützten Anlagen erhobenen Eintrittsgelder, bzw. Nutzungs-
entgelte. Sie umfasst aber auch damit verbundene Nebenleistungen wie die Gar-
derobenaufbewahrung, Verkauf von Postkarten und Publikationen, die sich auf das 
begünstigte Objekt beziehen. Nicht steuerbefreit sind dagegen z. B. der Betrieb 
einer Gastronomie oder der Verkauf von Andenken.
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Zuständige Stellen für Finanzierungshilfen 
zur Erhaltung denkmalwürdiger Gebäude
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Scharnhorststraße 1
30175 Hannover
E-Mail: denkmalpflege@nld.niedersachsen.de
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55116 Mainz 
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Am Bergwerk Reden 11
66578 Schiffweiler
E-Mail: poststelle@denkmal.saarland.de
www.saarland.de/denkmal.htm
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Landesamt für Denkmalpflege Sachsen
Schloßplatz 1
01067 Dresden
E-Mail: post@lfd.smi.sachsen.de 
www.denkmalpflege.sachsen.de/

Sachsen-Anhalt
Landesamt für Denkmalpflege
und Archäologie Sachsen-Anhalt
Landesmuseum für Vorgeschichte
Richard-Wagner-Straße 9
06114 Halle
E-Mail: Poststelle@lda.mk.sachsen-anhalt.de
www.lda-lsa.de/

Schleswig-Holstein
Landesamt für Denkmalpflege
Wall 47/51
24103 Kiel
E-Mail: denkmalamt@ld.landsh.de
www.schleswig-holstein.de/LD/DE/

Freistaat Thüringen
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E-Mail: post.erfurt@tlda.thueringen.de
www.thueringen.de/denkmalpflege/

Auskünfte 
erteilen auch die unteren Denkmalschutzbehörden in den Kommunen, Kreisen oder 
kreisfreien Städten.

4. Vielfach werden aber schon die Kreditinstitute, bei denen Kreditmittel für ent-
sprechende Bau- und Umbau- oder Energiemaßnahmen Anspruch genommen 
werden, wissen, welche Möglichkeiten für zusätzliche Finanzierungen bestehen 
und beratend helfen. Es empfiehlt sich daher, den Kreditberater Ihres Kreditinsti- 
tutes zu fragen, ob und welche Hilfen für Ihren speziellen Fall möglich sind.  
Bei der Beleihung von Gebäuden, die unter Denkmalschutz stehen, ist das  
Verhalten der Kreditinstitute je nach Geschäftspolitik und eigener Bauerfahrung 
höchst unterschiedlich. Insbesondere zahlreiche Sparkassen pflegen denkmal-
pflegerische Maßnahmen wohlwollend zu beleihen, da durch steuerliche Vorteile 
bessere und sichere Finanzierungsbedingungen gegeben sind. Hinzu kommt, 
dass das Denkmalschutzrecht im Notfall für den Erfolg der Baumaßnahme sorgen 
kann, was auch den Schuldner ruhig schlafen lässt.
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